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Geſetz Sammlung 


fuͤr die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
No. 17. 


(No. 1815.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 28. Juni 1837., betreffend die Einziehung der 
Geldbeträge, welche die Mediatſtädte der Provinz Poſen zur Entſchädigung 
der durch das Geſetz vom 13. Mai 1833. aufgehobenen perſönlichen und 
gewerblichen Abgaben aufzubringen haben. 


Un die Einziehung der Geldbetraͤge, welche die Mediatſtaͤdte der Provinz 
Poſen zur Entſchaͤdigung der durch das Geſetz vom 13. Mai 1833. aufgehobe⸗ 
nen gewerblichen und perſoͤnlichen Abgaben und Leiſtungen aufzubringen haben, 
zu erleichtern und das Anſchwellen bedeutender Nuͤckſtaͤnde zu verhuͤten, beſtimme 
Ich hierdurch auf den Antrag des Staatsminiſteriums: Sobald die von den 
Grundherren angemeldeten Anſpruͤche nach $. 5. des gedachten Geſetzes, auf den 
Grund des Beſitzſtandes durch das Reſolut der Regierungen feſtgeſtellt ſind, 
haben dieſe Behoͤrden den Geldbetrag der feſtgeſtellten Anſpruͤche zu berechnen, 
und ohne Nuͤckſicht auf die eingelegten Rechtsmittel proviſoriſch nach Maaßgabe 
$. 6. des Geſetzes, ſowohl die laufenden, als die ſeit dem 1. Januar 1834. ruͤck⸗ 
ſtaͤndigen Geldbetraͤge in den Mediatſtaͤdten zur Repartition und Einziehung zu 
bringen. Die eingezogenen Geldbetraͤge ſind von der Amortiſationskaſſe zinsbar 
zu belegen. Muͤſſen in Verfolg einer rechtskraͤftigen Entſcheidung der von den 
Grundherren angemeldeten Anſpruͤche, die aufzubringenden Geldbetraͤge einer 
Mediatſtadt herabgeſetzt werden, oder findet demgemaͤß eine gaͤnzliche Befreiung 
davon ſtatt, ſo wird das zu viel eingezogene mit den aufgekommenen Zinſen 
durch Abrechnung auf die laufenden Betraͤge, oder durch baare Ruͤckzahlung 
erſtattet. Wegen Auszahlung der Entſchaͤdigungsrenten an die Grundherren 
bewendet es bei den Beſtimmungen des Geſetzes. Dieſe Order iſt durch die 
Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 28. Juni 1837. „ N 
5 Friedrich Wilhelm. 
n 
das Staats miniſterium. 


(No. 1815-1816.) Jahrgang 1837. 3 5 (No. 1816.) 


(Ausgegeben zu Berlin den 9. September 1837.) 
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(No. 1816.) Auszug aus der Allerhöchſten Kabinetsorder vom 6. Juli 1837., betreffend das 
Reglement für das Berggericht in Siegen. ; 


Da 3 Ich bei dem zuruͤckerfolgenden Entwurf eines Reglements fuͤr das in 
— Siegen einzurichtende Berggericht im Weſentlichen nichts zu erinnern finde, ſo 
genehmige Ich daſſelbe, uͤberlaſſe Ihnen deſſen Ausfertigung um beauftrage 
Sie mit der Vollziehung. 
Berlin, den 6. Juli 1837. 


Friedrich Wilhelm. 


5 An 
die Staatsminiſter Muͤhler und Grafen v. Alvensleben. 


Reglement 


fuͤr | 
das in Siegen zu errichtende Berggericht. 


Das bisherige Berggericht zu Eslohe, ſo wie die von den Untergerichten im 
Departement des Koͤniglichen Ober-Landesgerichts zu Arnsberg ſeither ausgeuͤbte 
Gerichtsbarkeit in Bergwerksſachen wird aufgehoben. Statt ihrer tritt das in 
Siegen errichtete, mit dem dortigen Bergamte in Verbindung geſetzte Berge 
Gericht in Wirkſamkeit. Fuͤr daſſelbe gilt uͤberall das Edikt vom 21. Februar 
1816., betreffend die den Koͤniglichen Bergaͤmtern wieder beizulegende Gerichts⸗ 
barkeit, und die daſſelbe abaͤndernden, ergaͤnzenden und erlaͤuternden ſpaͤteren 
Beſtimmungen mit folgenden ſpeziellen Vorſchriften: 


F. 1. 
Die Jurisdiktion dieſes Gerichts erſtreckt und beſchraͤnkt ſich auf das 
Departement des Königlichen Ober⸗Landesgerichts zu Arnsberg, befaßt demnach 
das Herzogthum Weſtphalen, das Sürftenthum Siegen, mit den Aemtern Bur⸗ 
bach 


„ 
bach und Neuenkirchen (Freien⸗ und Huͤckenſchen Grund), und die Grafſchaften 
Wittgenſtein⸗Wittgenſtein und Wittgenſtein-Berleburg. 


. 2. 
Vor dieſes Berggericht gehören, ohne Ruͤckſicht auf ſonſtige Exemtionen: 


S 

1) Die Unterſuchungen wegen Dienſtvergehen der bei der Verwaltung des 
Bergregals und bei dem Bergbau angeſtellten landesherrlichen und ges 
werkſchaftlichen Beamten und Arbeiter, ſo wie wegen Dienſtvergehen der 
auf landesherrlichen Huͤtten- und Salzwerken angeſtellten Beamten und 
Arbeiter. 

2) Die vorläufigen Unterſuchungen der beim Bergbau-, Poch- und Waſch⸗ 
werksbetriebe ſich ereignenden Ungluͤcksfaͤlle, unter Zuziehung des betreffen⸗ 
den Berg-Revierbeamten; es kann jedoch, wenn das Berggericht ſich 
außer dem Kreiſe befindet, das naͤchſte Gericht von der Bergbehoͤrde 
hierzu requirirt werden. 


| 
| II. Streitige Civilſachen. 
3) Prozeſſe über Berg⸗Eigenthumsverleihungen und Bergbau-Privilegien, 
wegen deren Umfang und Grenzen, und ſolche, welche dingliche Anſpruͤche 
an Bergeigenthum zum Gegenſtande haben, ſo wie Prozeſſe, welche 
betreffen: 
| a) den Betrieb der Berg-, Poch- und Waſchwerke und die Ausführung 
| der Arbeiten auf denſelben; i 
b) die Verhaͤltniſſe der Bergeigenthuͤmer und Gewerkſchaften unter ſich; 
e) die Rechte und Verbindlichkeiten der Bergeigenthuͤmer und Gewerk⸗ 
ſchaften und deren Beamten und Arbeiter gegen einander; 
d) die gegenſeitigen Rechte und Verbindlichkeiten der Eigenthuͤmer ver⸗ 
ſchiedener Gruben, Stollen und Waſſerhaltungsmaſchinen; 
e) die Entſchaͤdigung der Grundeigenthuͤmer für die durch das Schuͤr fen 
entſtehenden Schaͤden, fuͤr Abtretungen des Grundeigenthums zum 
Bergbau, und für die durch den Bergbau-, Poch- und Waſchwerks⸗ 
betrieb außerdem noch zugefuͤgten Nachtheile, in ſoweit daruͤber ein 
Prozeß zulaͤſſig iſt; 
1) die auf den Bergbau-, Poch⸗ und Waſchwerksbetrieb unmittelbar 


Bezug habenden Schulden; b 
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8) die Anſpruͤche an die Bergbeamten und an die landesherrlichen Hit 
ten- und Salzwerksbeamten aus ihren Dienſtverhaͤltniſſen. 


4) Prozeſſe über die im Berg⸗Hypothekenbuche eingetragenen Forderungen; 
5) die Arreſt⸗Anlegung und Exekution auf und in das Bergeigenthum; 
6) Konkurs- und Liquidationsprozeſſe uͤber Bergeigenthum; 


7) die oͤffentlichen Aufgebote, in ſoweit ſolche Bergeigenthum und die im 
Berg⸗Hypothekenbuch eingetragenen Poſten zum Gegenſtande haben; 
8) die Subhaſtationen von Bergeigenthum. 


III. Nicht ſtreitige Civilſachen. 


9) Die Befugniß zur Aufnahme von Handlungen der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit, welche Gegenſtaͤnde des Bergeigenthums und des Bergbaubetrie⸗ 
bes betreffen. 2 

Dem Berggerichte ſteht das Erkenntniß in Civilſachen ohne Ein⸗ 
ſchraͤnkung, in den Unterſuchungsſachen aber nur dann zu, wenn eine fis⸗ 
kaliſche Unterſuchung ſtattgefunden hat. 2 


9. 3. 


Das Berggericht iſt dem Ober⸗Landesgericht zu Arnsberg untergeordnet. 
Das Ober⸗Landesgericht hat auch die Mitaufſicht über das Berg-Hypotheken⸗ 
buch. Das Berggericht beſteht aus einem Bergrichter, welcher zugleich Mitglied 
des Bergamts iſt, und aus einem Aktuarius, nebſt den noͤthigen Unterbedienten. 

Der Bergrichter verwaltet das Berggericht unabhaͤngig vom Bergamte 
und deſſen Vorgeſetzten. ö 

Das Berggericht erkennt in erſter Inſtanz. — Hinſichtlich des Inſtan⸗ 
zenzuges finden auch in den zur Kognition des Berggerichts gehoͤrigen Unter⸗ 
ſuchungs⸗ und Civilprozeſſen die fuͤr die ordentlichen Gerichte ertheilten Vor⸗ 
ſchriften Anwendung. 


* 


§. 4. 

Die Sachen, in welchen das Koͤnigliche Bergamt zu Siegen wegen der 
nach §§. 1. und 2. zum berggerichtlichen Reſſort gehörigen Gegenſtaͤnde in An⸗ 
ſpruch genommen wird, oder ſelbſt als Parthei auftritt, werden vor das Königs 
liche Berggericht zu Bochum zur Verhandlung und Entſcheidung in erſter In⸗ 
ſtanz gebracht. Die Appellatign, fo wie der Rekurs geht von dieſem an das 
Ober⸗ Landesgericht zu Arnsberg, vor welches auch die bezuͤglichen Beſchwerde⸗ 
Sachen gehoͤren. 

F. 5. 
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Fuͤr das von dem Berggericht zu beobachtende Prozeßverfahren gelten 
durchgehends die beſtehenden allgemeinen Beſtimmungen, namentlich dienen die 
ruͤckſichtlich der Taxgtion und Subhaſtation der Bergwerksgegenſtaͤnde und des 
Liquidationsverfahrens uͤber dieſelben beſtehenden beſonderen Vorſchriften (An⸗ 
hang $. 410. Nr. 1. zur Allgemeinen Gerichtsordnung — Kabinetsorder vom 
14. September 1834. — Allgemeine Gerichtsordnung Th. I. Tit. 50. 99.672 — 680.) 
zur Richtſchnur, und zwar bei allen zur Jurisdiktion des Berggerichts gehörigen 
Immobilien. 

Innerhalb des ganzen Jurisdiktionsbezirks des Berggerichts ſind ohne 
Ruͤckſicht auf befreiten Gerichtsſtand alle diejenigen, welche als Zeugen, oder aus 
einem ſonſtigen Grunde zu einem Prozeſſe geladen werden, verpflichtet, den un⸗ 
mittelbaren Vorladungen des Berggerichts Folge zu leiſten. 

$. 6. 

Lokale Geſchaͤfte außerhalb des Bezirks des Land- und Stadtgericht zu 
Siegen, Vernehmungen von Zeugen und Sachverſtaͤndigen, welche außerhalb 
des Kreiſes Siegen wohnen, ſind der Regel nach, und ſo weit es nach dem 
pflichtmaͤßigen Ermeſſen des Berggerichts unbeſchadet der Sache ſelbſt geſchehen 
kann, nicht unmittelbar von dem Berggericht, ſondern von den desfalls zu requi⸗ 
rirenden ordentlichen Civilgerichten vorzunehmen. Dem requirirten Gerichte ſteht, 
gleichwie dem Berggerichte, die Befugniß zu, nicht bloß eximirte, ſondern auch 
außerhalb ſeines Bezirks wohnende Perſonen unmittelbar zu laden. 

Unmittelbare Ladungen und Benachrichtigungen des Berggerichts an Per⸗ 
ſonen außerhalb des Bezirks des Land- und Stadtgerichts zu Siegen W 
durch die Poſt oder mittelſt Requiſition inſinuirt. 


9. 7 5 
In Betreff der Hppothekenbuchführung ſoll die in den uͤbrigen Provin⸗ 
zen beſtehende Einrichtung zur Anwendung gebracht werden. Eine beſondere 
Inſtruktion daruͤber bleibt vorbehalten. 
Die auf das Hypothekenweſen bezuͤglichen Vorverhandlungen ſind Seitens 
der betreffenden Gerichte an das Berggericht zu Siegen, nach naͤherer Anwei⸗ 
ſung des Koͤniglichen Ober⸗Landesgerichts zu Arnsberg, abzugeben. 


| §. 8. 
Saͤmmtliche bisher von dem Berggericht zu Eslohe bearbeitete Sachen 
werden ſchlechthin von dem Berggericht in Siegen uͤbernommen und behandelt. 
Die bisher bei den Gerichten in den Kreiſen Siegen und Wittgenſtein 
anhaͤngig gemachten Bergprozeſſe, einſchließlich der Konkurs⸗, Liquidations⸗ und 
Subhaſtationsprozeſſe und der Unterſuchungen, werden von dieſen Gerichten fort⸗ 
(No. 1816.) behan⸗ 
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behandelt, und erſt, nachdem ſolche rechtskraͤftig abgemacht find, an das Berg⸗ 
Gericht zu Siegen abgegeben, in ſofern ſie bloß Bergſtreitigkeiten im Sinne 
des g. 2. betreffen. Die bereits vorher beendigten, fo wie die ſeit dem 1. De⸗ 
zember 1825. nicht reaſſumirten Sachen dieſer Art werden ſofort zur Regiſtra⸗ 
tur des Berggerichts abgegeben. 
5 §. 9. 

Der Vote des Berggerichts beſorgt die erforderliche Huͤlfsleiſtung für 
die Geſchaͤfte am Sitze des Gerichts und die Inſinuationen im Bezirk des 
Land⸗ und Stadtgerichts zu Siegen. g 

Die Funktionen des Aktuars und des Boten werden vorläufig von Sub— 
alternen der techniſchen Parthie des Bergamts zu Siegen mit verſehen. Das 
Ober⸗ Landesgericht zu Arnsberg beſtimmt, nach genommener Ruͤckſprache mit 
dem Rheiniſchen Ober-Bergamte zu Bonn, die mit dieſen Funktionen zu beklei⸗ 
denden Perſonen. 

g 9. 10. 

Das Depoſitum des Berggerichts wird ſelbſtſtaͤndig verwaltet. 

Zum Depoſitalgelaß dient das bergamtliche Kaſſenlokal, in welchem ein 
vorſchriftsmaͤßig eingerichteter Depofitalkaften zu plaziren if. Depoſitalverwalter 
find: der Bergrichter, ein Kurator und ein Rendant. Mit des Letzteren Funk⸗ 
tion iſt ein Kaſſenbeamter zu beauftragen. 

i F. 11. 

Die Gerichtskoſten werden nach den beſtehenden allgemeinen Gebuͤhren⸗ 
Taxen angeſetzt; die Richtigkeit der Anſaͤtze zu kontrolliren gehört zm Amte des 
Bergrichters. Die Anſtellung des Rendanten fuͤr die Depoſital- und Sportel⸗ 
Kaffe erfolgt ebenfalls nach genommener Ruͤckſprache mit dem Rheiniſchen Ober⸗ 

Bergamte zu Bonn durch das Ober⸗Landesgericht zu Arnsberg. 
5 f 12. 

Zur Prozeßpraxis bei dem Berggericht ſind lediglich die zur Praxis bei 

dem Land⸗ und Stadtgericht zu Siegen verſtatteten Juſtizkommiſſarien legitimirt. 
| | F. 13. 

Der Bergrichter iſt zugleich Mitglied des Bergamts zu Siegen. Er 
wohnt den Sitzungen deſſelben bei, um da, wo es auf Rechtskenntniß ankoͤmmt, 
ſein Gutachten abzugeben, und auf die geſetzlichen Formen und Requiſite bei als 
len Handlungen und Verfuͤgungen der Verwaltung zu achten. : 

Als Dezernent (Referent) insbeſondere hat er zu bearbeiten: alle Gegen⸗ 
ſtaͤnde der Berggeſetzgebung und Bergpolizei in generalibus, die Unterſuchungs⸗ 
Sachen bei bergpolizeilichen Kontraventionen und die Beſchwerden über Straf⸗ 


Reſolutionen; die etwa vorkommenden fiskaliſchen Prozeſſe, über deren gruͤndliche 
Fuͤh⸗ 


PPP en ne ne er RE TERN 
222 ·˙¹·1wm⁴1AA · w⸗mm 


— 139 — 


Fuͤhrung er ſo, wie ſolches in Hinſicht der Juſtitiarien bei den Regierungen 
durch die Geſchaͤfts-Inſtruktion vom 26. Dezember 1808. F. 96. vorgeſchrieben 
iſt, zu wachen hat. 

Er iſt ferner ſtaͤndiger Kodezernent (Korreferent) für alle diejenigen Ge⸗ 
genſtaͤnde, wo rechtliche Verbindlichkeiten von Seiten der Behoͤrden eingegangen 
werden, alſo bei Kontrakten, Lizitationen, Verdingungen ꝛc.; bei Muthungsſachen 
und daruͤber im Wege der Verwaltung entſtehenden Konflikten; bei der Inſtruk⸗ 
tion aller vorkommenden Belehnungen, welche er nach Umſtaͤnden auch als De⸗ 
zernent zu bearbeiten hat; bei Bearbeitung von Inſtruktionen fuͤr Koͤnigliche und 
gewerkſchaftliche Beamte; ſo wie endlich bei allen Gegenſtaͤnden der bergamtlichen 
Verwaltung, wo der Beiſtand eines Nechtsfundigen erforderlich iſt, wo alſo der 
Dirigent die Theilnahme deſſelben in Anſpruch zu nehmen hat. 

Der Bergrichter rangirt gleich nach dem Bergamts-Direktor und muß, 
wenn der Letztere behindert iſt, die Direktorialgeſchaͤfte uͤbernehmen. 
Berlin, den 13. Juli 1837. 
Der Juſtizminiſter. ä Der Finanzminiſter. 
M ühler⸗ Graf v. Alvensleben. 


(No. 1817.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 14. Auguſt 1837., betreffend die Wiederherſtel⸗ 
lung des F. 34. des Anhangs zur Allgemeinen Gerichtsordnung in Bezie— 
hung auf Kurheſſiſche . 


3 habe aus dem Berichte der Miniſter der Juſtiz und der auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten erſehen, daß in den Kurheſſiſchen Landen nach dortigem Gerichts⸗ 
Gebrauch gegen jeden Auslaͤnder, welcher daſelbſt bewegliches oder unbewegliches 
Vermoͤgen beſitzt, auch wegen perſoͤnlicher Forderungen gerichtlich verfahren, das 
Vermoͤgen mit Beſchlag belegt und zur Befriedigung des Klaͤgers verwendet 
werden darf. Da die Unterhandlungen zur Auswirkung einer mit der dieſſeiti⸗ 
gen Geſetzgebung uͤbereinſtimmenden Modifikation dieſes Gerichtsgebrauchs für 
Meine Unterthanen von keinem Erfolg geweſen find, ſo beſtimme Ich hierdurch. 
mit Bezug auf die in der Verordnung vom 7. Juli 1819. fuͤr ſolche Faͤlle vor⸗ 
behaltene Herſtellung des $. 34. des Anhangs zur Gerichtsordnung, daß gegen 
Kurheſſiſche Unterthanen das Wiedervergeltungsrecht ausgeuͤbt werden ſoll, in 
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Folge deſſen jeder Kurheſſiſche Unterthan, der in den Preußiſchen Staaten beweg⸗ 
oder unbewegliches Vermoͤgen beſitzt, von einem Preußiſchen Unterthan bei dem⸗ 
jenigen Gerichte, unter welchem ſich daſſelbe befindet, auch wegen perſoͤnlicher 
Forderungen zum Zweck der Befriedigung aus dem im Lande befindlichen Objekt 
in Anſpruch genommen werden darf. Hiernach ſoll auch in denjenigen Provin⸗ 
zen verfahren werden, wo bisher die Allgemeine Gerichtsordnung nicht eingefuͤhrt 
iſt. Das Staatsminiſterium hat dieſe Anordnung durch die Geſetzſammlung zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 14. Auguſt 1837. 8 f 
5 Friedrich Wilhelm. 
n 9200 8 
das Staatsminiſterium. 


(No. 1818.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 19. Auguſt 1837., durch welche des Königs 
Majeſtät der Stadt Kozmin im Großherzogthume Poſen die revidirte Städte⸗ 
Ordnung vom 17. März 1831. zu verleihen geruht haben. 


Auf Ihren Bericht vom 18. v. M. will Ich der Stadt Kozmin im Groß⸗ 
herzogthum Poſen, dem Wunſche derſelben gemaͤß, die revidirte Staͤdteordnung 
vom 17. Maͤrz 1831. verleihen, und uͤberlaſſe Ihnen, den Ober⸗Praͤſidenten der 
Provinz mit deren Einfuͤhrung zu beauftragen. 2 

Berlin, den 19. Auguſt 1837. 


1 Friedrich Wilhelm. 
n 
den Staatsminiſter v. Roch ow. 


